
DR.  AXEL PFEIFER 

DR.  TIL BRÄUTIGAM 

DR.  JAN C. WOLTERS 

DR.  JOHANNES BEIL 

DR.  THOMAS DIEHN 

- NOTARE - 

Bergstraße 11, 20095 Hamburg 

Telefon: +49 (0) 40 30 200 60 

Telefax: +49 (0) 40 30 200 635 

E-Mail: info@notariat-bergstrasse.de 

NO TARE 
BERGSTRASSE 

Satzung 

der 

H&R GmbH & Co. KGaA 

mit Sitz in Salzbergen 

in der nach Eintragung der am 23. Mai 2023 beschlossenen 

Änderungen gültigen Fassung, 

UVZNr. 1033/2023/P des hamburgischen Notars  Dr.  Axel Pfeifer 

4709222 



Satzung 

der 

H&R GmbH & Co. KGaA, Salzbergen 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§1 

Firma, Sitz 

1. Die Kommanditgesellschaft auf Aktien führt die Filina: 

H&R GmbH & Co. KGaA. 

2. Ihr Sitz befindet sich in Salzbergen. 

§2 

Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Beteiligung an Unternehmen, die 

insbesondere auf folgenden Geschäftsfeldern tätig sind: 

a) Entwicklung, Herstellung, Verarbeitung und Vertrieb von Mineral-

ölerzeugnissen und artverwandten Erzeugnissen, Mineralöl erset-

zenden nativen Stoffen, chemischpharmazeutischen oder kosmeti-

schen Produkten sowie Mineralöl-Vor- und Endprodukten, Betäti-

gung in artverwandten Bereichen der Wissenschaft und Technik 

sowie der Bau und Betrieb technischer Anlagen, 

b) Betätigung auf dem Gebiete der Chemie und artverwandter Berei-

che der Wissenschaft und Technik, Forschung, Entwicklung, Her-

stellung und Vertrieb von chemischen, chemisch-technischen und 
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technischen Erzeugnissen aller Art, insbesondere von Erzeugnissen 

aus Kunststoff und allen dazu erforderlichen Rohstoffen und Vor-

produkten sowie von technischen Geräten, die der Herstellung und 

Anwendung dieser Erzeugnisse dienen, 

c) Handel mit diesen Erzeugnissen, 

d) Erwerb, Pacht, Planung und Errichtung von Anlagen jeder Art für 

eigene und fremde Rechnung, 

e) Aufsuchen, Gewinnung und Verarbeitung von Bodenschätzen und 

anderen Rohstoffen. 

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte vorzunehmen, die mit dem 

Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder ihm unmittelbar o-

der mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann auf den in Absatz 1 ge-

nannten Geschäftsfeldern auch selbst tätig werden. 

3. Die Gesellschaft ist befugt, Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu 

errichten sowie Unternehmen im In- und Ausland zu gründen, zu erwerben 

oder sich an solchen zu beteiligen. Sie kann Unternehmen, an denen sie be-

teiligt ist, unter ihrer einheitlichen Leitung zusammenfassen oder sich auf 

die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Dies schließt auch Börsenge-

schäfte auf eigene Rechnung ein. 

§3 

Bekanntmachungen 

1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im 

Bundesanzeiger. Freiwillige Bekanntmachungen können auch nur auf der 

Webseite der Gesellschaft erfolgen. 
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2. Die Gesellschaft ist berechtigt, den Aktionären mit deren Zustimmung In-

formationen auf dem Wege der Datenfernübertragung zu übermitteln. 

II.  Grundkapital und Aktien 

§4 

Grundkapital und Aktien 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 95.155.882,68 (in Worten: 

Euro fünfundneunzig Millionen einhundertfünfundfünfzigtausend acht-

hundertzweiundachtzig und Cent achtundsechzig). 

2. Es ist eingeteilt in 37.221.746 Stückaktien. 

3. Sämtliche Aktien lauten auf den Inhaber. Der Anspruch der Aktionäre auf 

Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen. 

4. Das bei der Umwandlung der Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft 

auf Aktien vorhandene Grundkapital wurde vollständig durch Formwech-

sel des Rechtsträgers bisheriger Rechtsform, der H&R Aktiengesellschaft, 

Salzbergen, erbracht. 

5. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist durch Beschluss der Hauptver-

sammlung vom 24. Mai 2022 ermächtigt, bis zum 23. Mai 2027 das 

Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch 

einmalige oder mehrmalige Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 

Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu EUR 47.577.000 

zu erhöhen („Genehmigtes Kapital 2022"). Den Aktionären steht grund-

sätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Das Bezugsrecht kann 

auch mittelbar gewährt werden, indem die neuen Aktien von einem oder 
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mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 

gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).Die 

persönlich haftende Gesellschafterin ist jedoch ennächtigt, mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

a) soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge von dem Be-

zugsrecht auszunehmen; 

b) wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des 

Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbe-

teiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen oder im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des Er-

werbs von Forderungen oder sonstigen Rechten, ausgegeben wer-

den; 

c) wenn die Aktien der Gesellschaft gegen Bareinlage ausgegeben 

werden und der Ausgabepreis je Aktie den Börsenpreis der im We-

sentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsennotierten Aktien zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht we-

sentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt nur mit der Maßga-

be, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 203 Abs. 

1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen 

neuen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten 

dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ennächtigung noch — falls dieser Wert geringer ist — im Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind anzu-

rechnen (i) neue Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung bis zu ihrer Ausnutzung auf Grundlage einer anderen Ermäch-

tigung aus genehmigtem Kapital gemäß §§ 203 Abs. 1 Satz 1 und 

Abs. 2 Satz 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Be-

zugsrechts ausgegeben wurden,  (ii)  diejenigen Aktien, die zur Be-

dienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs-

oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus 
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Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen die-

ser Instrumente) („Schuldverschreibungen") ausgegeben werden 

oder auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung gemäß 

§§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind sowie  (iii)  ei-

gene Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 

ihrer Ausnutzung gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5  Hs.  2, 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert wur-

den. Eine erfolgte Anrechnung entfällt, soweit Ermächtigungen zur 

Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital, zur Ausgabe von 

Schuldverschreibungen oder zur Veräußerung eigener Aktien in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach ei-

ner Ausübung solcher Ermächtigungen, die zu einer Anrechnung 

geführt haben, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden; 

d) wenn die Aktien ausgegeben werden zur Bedienung von Wand-

lungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 

bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschreibungen 

mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- oder Options-

pflicht bzw. Andienungsrecht des Emittenten auf Aktien der Gesell-

schaft; 

e) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. 

Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. Andienungsrecht des Emit-

tenten auf Aktien der Gesellschaft ein Bezugsrecht in dem Umfang 

zu gewähren, wie es ihnen nach der Ausübung dieser Wandlungs-

oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- oder Opti-

onspflichten bzw. der Andienung von Aktien als Aktionär zustünde. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats die Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie ihrer Durch-
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führung, einschließlich des Inhalts der Aktienrechte sowie der Bedingun-

gen der Aktienausgabe, festzulegen. 

6. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 19.940.383,37 durch 

Ausgabe von bis zu 7.800.000 neuen auf den Inhaber lautenden nennwert-

losen Stückaktien mit Gewinnanteilsberechtigung ab Beginn des Ge-

schäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die In-

haber oder Gläubiger von  Options-  oder Wandelschuldverschreibungen 

sowie Genussrechten bzw. Gewinnschuldverschreibungen mit Options-

oder Wandlungsrecht bzw. Wandlungspflicht, die gemäß der Ermächti-

gung der Hauptversammlung vom 29. Mai 2020 unter Tagesordnungs-

punkt 7.1 von der Gesellschaft, von ihr abhängigen oder von im Mehr-

heitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen ausgegeben werden. 

Sie wird nur insoweit durchgeführt, wie von  Options-  oder Wandlungs-

rechten aus den vorgenannten  Options-  und Wandelschuldverschreibungen 

bzw. Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen mit  Options-  oder 

Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflichten aus 

solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht eigene Ak-

tien oder neue Aktien aus dem genehmigtem Kapital zur Bedienung einge-

setzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt dabei zu dem Wand-

lungs- bzw. Optionspreis, der nach Maßgabe der genannten Ermächtigung 

jeweils festgelegt wird. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der beding-

ten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 4 Abs. 

1 und 6 der Satzung der Gesellschaft entsprechend der jeweiligen Inan-

spruchnahme des bedingten Kapitals zu ändern. 
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III.  Persönlich haftende Gesellschafter 

§5 

Persönlich haftende Gesellschafter 

1. Persönlich haftende Gesellschafterin ist die H&R Komplementär GmbH 

mit Sitz in Hamburg. 

2. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat keine Sondereinlage erbracht 

und ist hierzu auch weder berechtigt noch verpflichtet. Sie ist weder am 

Gewinn und Verlust noch am Vermögen der Gesellschaft beteiligt. Im Fal-

le der Auflösung der Gesellschaft hat die persönlich haftende Gesellschaf-

terin keinen Anspruch auf ein Auseinandersetzungsguthaben. 

3. Weitere persönlich haftende Gesellschafter können mit oder ohne Ge-

schäftsfahrungs- und/oder Vertretungsbefugnis in die Gesellschaft aufge-

nommen werden. Die Aufnahme bedarf der Zustimmung der persönlich 

haftenden Gesellschafterin sowie der Zustimmung durch die Hauptver-

sammlung. Die Bestimmungen dieser Satzung über die persönlich haftende 

Gesellschafterin gelten für neu beigetretene persönlich haftende Gesell-

schafter entsprechend. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 

Satzung entsprechend der Aufnahme eines persönlich haftenden Gesell-

schafters zu berichtigen. 

4. Die persönlich haftende Gesellschafterin scheidet nur in den gesetzlich 

geregelten Fällen aus der Gesellschaft aus. 

5. Scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus, 

ohne dass gleichzeitig eine persönlich haftende Gesellschafterin aufge-

nommen worden ist, wird die Gesellschaft übergangsweise von den Kom-

manditaktionären allein fortgesetzt. Der Aufsichtsrat hat in diesem Fall un-
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verzüglich die Bestellung eines Notvertreters zu beantragen, der die Ge-

sellschaft bis zur Aufnahme einer neuen persönlich haftenden Gesellschaf-

terin vertritt. Der Aufsichtsrat ist berechtigt, die Satzung entsprechend dem 

Wechsel der persönlich haftenden Gesellschafterin zu berichtigen. 

§6 

Vertretung und Geschäftsführung der Gesellschaft, Aufwendungsersatz und 

Vergütung 

1. Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, wird die Gesellschaft durch 

die persönlich haftende Gesellschafterin vertreten. 

2. Die Geschäftsführung obliegt ausschließlich der persönlich haftenden Ge-

sellschafterin. Die Geschäftsführungsbefugnis der persönlich haftenden 

Gesellschafterin umfasst auch außergewöhnliche Geschäftsführungsmaß-

nahmen. Das Widerspruchs- bzw. Zustimmungsrecht der Aktionäre in der 

Hauptversammlung bei außergewöhnlichen Geschäften gemäß § 164 S. 1 

HGB ist ausgeschlossen. 

3. Der persönlich haftenden Gesellschafterin werden sämtliche Auslagen im 

Zusammenhang mit der Führung der Geschäfte der Gesellschaft, ein-

schließlich der Vergütung ihrer Organmitglieder, ersetzt. Die persönlich 

haftende Gesellschafterin rechnet ihre Aufwendungen monatlich ab. 

4. Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der Ge-

schäftsführung und der Haftung von der Gesellschaft eine jährliche ge-

winn- und verlustunabhängige Vergütung in Höhe eines Betrages in Euro, 

der 4 % ihres Stammkapitals entspricht. 

5. Alle Bezüge der persönlich haftenden Gesellschafterin sind im Verhältnis 

zu den Kommanditaktionären als Aufwand der Gesellschaft zu behandeln. 
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IV. Aufsichtsrat 

§7 

Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern. 

2. Sofern im Wahlbeschluss keine kürzere Amtszeit bestimmt wird, erfolgt 

die Wahl für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über 

die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit 

beschließt; hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, 

nicht mitgerechnet. 

3. Scheidet ein von der Hauptversammlung gewähltes Mitglied vor Ablauf 

seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat aus, so erfolgt die Wahl eines Nach-

folgers für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmit-

glieds, sofern im Wahlbeschluss keine kürzere Amtszeit bestimmt ist. 

4. Ausscheidende Mitglieder sind wieder wählbar. 

§8 

Niederlegung des Aufsichtsratsmandats 

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch schriftliche Erklärung ge-

genüber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder gegenüber der persönlich haf-

tenden Gesellschafterin jederzeit niederlegen. 
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§9 

Vorsitz im Aufsichtsrat 

1. Der Aufsichtsrat wählt in einer Sitzung, die ohne besondere Einladung im 

Anschluss an die Hauptversammlung stattfindet, in der eine Neuwahl von 

mindestens der Hälfte der Anteilseignervertreter erfolgte, aus seiner Mitte 

für die Dauer der Zugehörigkeit der Gewählten zum Aufsichtsrat einen 

Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter. Die Wahl leitet der an 

Lebensjahren älteste Aktionärsvertreter. Scheiden im Laufe einer Wahlpe-

riode der Vorsitzende oder einer der gewählten Stellvertreter aus ihrem 

Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für den Aus-

geschiedenen vorzunehmen. 

2. Bei der Wahl des Vorsitzenden und des oder der Stellvertreter entscheidet 

die Stimmenmehrheit. 

3. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats führt die Beschlüsse des Aufsichtsrats 

aus, gibt Erklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse im Namen 

des Aufsichtsrats ab und ist befugt, Erklärungen für den Aufsichtsrat ent-

gegenzunehmen. 

4. Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, 

wenn dieser verhindert ist. 

§10 

Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung im Aufsichtsrat 

1. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder unter der 

zuletzt dem Vorsitzenden bekannt gegebenen Anschrift eingeladen sind 

und mehr als die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen 

hat, an der Beschlussfassung teilnehmen. Bei Feststellung der Beschlussfä-

 



higkeit werden Aufsichtsratsmitglieder, die sich der Stimme enthalten, 

mitgezählt. 

2. Aufsichtsratsmitglieder können in begründeten Ausnahmefällen mit Zu-

stimmung des Vorsitzenden auch per Telefon- oder Videokonferenz an ei-

ner Sitzung des Aufsichtsrats teilnehmen. 

3. Mitglieder des Aufsichtsrats, die weder präsent sind noch nach vorstehen-

dem Absatz 2 an der Sitzung teilnehmen, können dadurch an der Be-

schlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie vor der Abstimmung 

schriftliche Stimmabgaben (auch per Telefax) dem Sitzungsleiter zukom-

men lassen oder in der Sitzung überreichen lassen. 

4. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden - auch bei Wah-

len - den Ausschlag. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. 

Bei schriftlicher, fernmündlicher, fernkopierter oder mit Hilfe sonstiger 

Mittel der Telekommunikation, wobei auch eine Kombination dieser 

Kommunikationsmittel möglich ist, durchgeführter Stimmabgabe gelten 

diese Bestimmungen entsprechend. 

5. Eine Beschlussfassung durch schriftliche, fernmündliche, fernkopierte oder 

mit Hilfe sonstiger Mittel der Telekommunikation durchgeführte Stimm-

abgabe (oder durch eine Kombination dieser Kommunikationsmittel) ist 

zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats aus besonderen Gründen 

eine solche Beschlussfassung anordnet; Absatz 1 und 4 gelten bei der Be-

schlussfassung im Umlaufverfahren entsprechend. 

6. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, 

die der Vorsitzende zu unterzeichnen hat. Der Vorsitzende bestimmt den 

Inhalt der Niederschrift. In der Niederschrift sind Ort und Tag der Sitzung, 

Teilnehmer, Gegenstände der Tagesordnung und der wesentliche Inhalt der 
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Verhandlungen mit den Beschlüssen festzuhalten. Jedes Aufsichtsratsmit-

glied kann verlangen, dass seine Stimmabgabe in der Niederschrift festge-

halten wird. 

§11 

Einberufung des Aufsichtsrats 

Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrats erfolgt durch den Vorsitzenden. 

Die Einberufung kann schriftlich, fernmündlich, fernkopiert oder mit Hilfe sonsti-

ger Mittel der Telekommunikation erfolgen. 

§ 12 

Ausschüsse des Aufsichtsrats 

Der Aufsichtsrat ist befugt, aus seiner Mitte Ausschüsse zu bilden. Den Ausschüs-

sen können, soweit gesetzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse des Auf-

sichtsrats übertragen werden. 

§ 13 

Vergütung des Aufsichtsrats 

1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Festvergütung von 

€ 30.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Dreifache, sein 

Stellvertreter erhält das Eineinhalbfache dieser Vergütung. 

2. Zusätzlich zu der festen Vergütung nach Absatz 1 erhalten die Mitglieder 

von tatsächlich gebildeten Ausschüssen eine jährliche Festvergütung von 

€ 10.000,00; sofern ein Nominierungsausschuss gebildet wird, erhalten 

dessen Mitglieder abweichend von  Hs.  1 eine jährliche Festvergütung von 
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€ 5.000,00. Aufsichtsratsmitglieder, die als Vorsitzende in einem der vor-

genannten Ausschüsse tätig sind, erhalten jeweils das Doppelte der für die 

Ausschusstätigkeit vorgesehenen Vergütung. 

3. Die Vergütung nach Absatz 1 und 2 ist zahlbar für das abgelaufene Ge-

schäftsj ahr innerhalb von zehn Bankarbeitstagen (Frankfurt/Main) nach der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichts-

rats für das betreffende Geschäftsjahr beschließt. 

4. Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres 

dem Aufsichtsrat oder einem Ausschuss angehört haben, erhalten die Ver-

gütung nach Absatz 1 und 2 zeitanteilig. 

5. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten von der Gesellschaft Ersatz der 

ihnen durch die Ausübung des Amtes entstehenden Auslagen sowie einer 

etwaigen auf die Vergütung zu entrichtenden Umsatzsteuer. 

6. Die Gesellschaft kann im eigenen Interesse eine Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung abschließen, welche auch die Haftung der Mitglie-

der des Aufsichtsrats abdeckt. 

7. Den Aufsichtsratsmitgliedern steht die Vergütung in der sich aus der jetzi-

gen Fassung dieses § 13 ergebenden Höhe erstmals für das am 1. Januar 

2016 beginnende Geschäftsjahr der Gesellschaft zu. 
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V. Hauptversammlung 

§ 14 

Ort der Hauptversammlung 

Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am Gesellschaftssitz, am Sitz 

einer inländischen Wertpapierbörse oder in einer Stadt in Deutschland mit min-

destens 250.000 Einwohnern statt. 

§ 15 

Einberufung der Hauptversammlung 

1. Die Hauptversammlung wird von der persönlich haftenden Gesellschafte-

rin oder in den gesetzlich bestimmten Fällen vom Aufsichtsrat einberufen. 

2. Die Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich nichts Abweichendes be-

stimmt ist, mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Versammlung einzu-

berufen. Die Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der Anmelde-

frist (§ 16 Abs. 2 der Satzung). 

3. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass 

eine bis zum 31. August 2025 stattfindende Hauptversammlung ohne phy-

sische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 

Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die 

Regelungen in dieser Satzung betreffend die Einberufung und Durchfüh-

rung der Hauptversammlung der Gesellschaft gelten für den Fall der Ab-

haltung einer virtuellen Hauptversammlung entsprechend. 
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§ 16 

Teilnahme- und Stimmrecht in der Hauptversammlung 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptver-

sammlung anmelden und der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachweisen. 

2. Die Anmeldung zur Teilnahme an der Hauptversammlung hat in Textfoim 

(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache zu erfolgen und muss 

der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der Versammlung unter der in 

der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse zugehen. In der Einberufung 

kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. 

3. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss durch einen von dem Letztinter-

mediär ausgestellten Nachweis des Anteilsbesitzes in Textfonn gemäß 

§ 67c Abs. 3 AktG erfolgen. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 

21. Tages vor der Versammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft 

unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs 

Tage vor der Versammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürze-

re, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Im Verhältnis zur 

Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die 

Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht 

hat. 

4. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Ertei-

lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Die 

Übermittlung des Nachweises der Bevollmächtigung kann auch per E-Mail 

oder über einen anderen von der Gesellschaft näher zu bestimmenden 

elektronischen Weg erfolgen. Die Einzelheiten werden zusammen mit der 

Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. Die vorstehende 

Regelung gilt nicht für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktio-
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närsvereinigungen und anderen, mit diesen gemäß den aktienrechtlichen 

Bestimmungen gleichgestellte Personen; insofern gilt § 135 AktG. 

5. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass 

Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort 

und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne 

ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation 

ausüben können (Online-Teilnahme). Die persönlich haftende Gesellschaf-

terin ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren 

der Online-Teilnahme zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt gemacht. 

6. Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen mit Ausnahme des Versammlungs-

leiters an einer virtuellen Hauptversammlung auch im Wege der Bild- und 

Tonübertragung teilnehmen. 

§17 

Leitung der Hauptversammlung 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats oder eine vom Aufsichtsratsvorsitzenden bestimmte, geeignete 

Person. Übernimmt der Aufsichtsratsvorsitzende nicht die Versammlungs-

leitung und hat er niemanden als Versammlungsleiter bestimmt, wählt der 

Aufsichtsrat den Versammlungsleiter. 

2. Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung in der Tagesord-

nung abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen 

Er bestimmt ferner die Art und Form der Abstimmung. 
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3. Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die auszugsweise oder vollständige 

Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung über ein geeignetes 

elektronisches Medium zuzulassen. 

4. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn 

der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlichen Rah-

men für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einen einzelnen Ta-

gesordnungspunkt oder für den einzelnen Frage- und Redebeitrag zu set-

zen. Die zeitlichen Beschränkungen müssen angemessen sein. 

§ 18 

Beschlussfassung in der Hauptversammlung 

1. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

2. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende 

Vorschriften des Aktiengesetzes oder diese Satzung für einzelne Be-

schlussgegenstände etwas Abweichendes bestimmen, mit einfacher Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen gefasst. Soweit das Aktiengesetz außerdem 

zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertrete-

nen Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, 

die einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals. 

3. Soweit ein Beschluss der Zustimmung der persönlich haftenden Gesell-

schafterin bedarf, erklärt deren Geschäftsführung in der Hauptversamm-

lung, ob dem Beschluss zugestimmt wird oder ob dieser abgelehnt wird. 

4. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass 

Aktionäre auch ohne Teilnahme an der Hauptversammlung ihre Stimme 

schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen 
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(Briefwahl). Sie kann das Verfahren der Briefwahl im Einzelnen regeln. 

Diese Einzelheiten werden mit der Einberufung der Hauptversammlung 

bekannt gemacht. 

VI.  Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§ 19 

Geschäftsjahr und Rechnungslegung 

1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

2. Die persönlich haftende Gesellschafterin stellt innerhalb der gesetzlichen 

Frist den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Konzernabschluss und den 

Konzernlagebericht auf 

3. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat den Jahresabschluss, den La-

gebericht, den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht unverzüg-

lich nach Aufstellung mit dem Vorschlag für die Verwendung des Bilanz-

gewinns dem Aufsichtsrat zuzuleiten. Gesetzliche Vorlagepflichten an den 

Abschlussprüfer bleiben unberührt. 

4. Der Aufsichtsrat soll die Prüfung von Jahresabschluss, Lagebericht, Kon-

zernabschluss und Konzemlagebericht und des Vorschlags über die Ver-

wendung des Bilanzgewinns binnen eines Monats nach Zugang der Prü-

fungsberichte abschließen. Der Bericht des Aufsichtsrats wird der persön-

lich haftenden Gesellschafterin zugeleitet. 
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§ 20 

Gewinnrücklagen 

1. Die persönlich haftende Gesellschafterin kann bei der Aufstellung des Jah-

resabschlusses mehr als die Hälfte des Jahresüberschusses in die anderen 

Gewinnrücklagen einstellen. 

2. Diese Ermächtigung vermindert sich auf fünfzig vom Hundert des Jahres-

überschusses, soweit die anderen Gewinnrücklagen fünfzig vom Hundert 

des Grundkapitals übersteigen. 

§ 21 

Verwendung des Bilanzgewinns 

Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festge-

stellten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

VII.  Auflösung der Gesellschaft 

§ 22 

Notwendige Mehrheiten 

Der Beschluss über die Auflösung bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln des 

vertretenen Grundkapitals. 
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VIII.  Sonstiges 

§ 23 

Gründungsaufwand 

Die Gesellschaft übernimmt den Gründungsaufwand (Aufwand des Formwech-

sels), insbesondere Kosten für die Beurkundung der Satzung, die Anmeldung der 

Gesellschaft zum und ihre Eintragung in das Handelsregister, anfallende Steuern, 

die Kosten der Gründungsberatung und Gründungsprüfung sowie die Kosten der 

Bekanntmachungen bis zu einem Betrag von € 360.000,00. 

§ 24 

Befugnis des Aufsichtsrats zur Änderung der Satzung 

Der Aufsichtsrat kann Änderungen der Satzung beschließen, die nur die Fassung 

betreffen. 



OTARE 
BERGSTRASSE 

Hiermit bescheinige ich, die Assessorin  Dr.  Tornow, als amtlich bestellte Vertrete-

Tin  des hamburgischen Notars 

Dr. Axel Pfeifer, 

gemäß § 181 Aktiengesetz, dass die vorstehende Satzung der im Handelsregister 

des Amtsgerichts Osnabrück unter HR B 210 689 eingetragenen Aktiengesellschaft 

in Firma 

H&R GmbH & Co. KGaA 

mit dem Sitz in Salzbergen 

a) in §§ 15 Abs. 3 und 16 Abs. 6 mit dem Beschluss der Hauptversammlung 

vom 23. Mai 2023, UVZNr. 1033/2023/P des hamburgischen Notars  Dr.  Axel 

Pfeifer, über die Änderung der Satzung, übereinstimmt und 

b) die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister ein-

gereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. 

Hamburg, den 24. Mai 2023 

23-22596 P\JA 

i.V. Dris. Pfeifer 

(Dr. Tornow) 

- Notarvertreterin - 
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